
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruhe
Geschichte der Stadt und ihrer Verwaltung

1830 - 1852

Weech, Friedrich

Karlsruhe, 1898

Wirtschaftliche Fragen

urn:nbn:de:bsz:31-17279

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-17279


— 211 —

allerdings an der Feier gegen 850 Perſonen teilgenommen , die

Mehrzahl derſelben wäre aber „ von nahe und fern “, ſogar von

Achern , Baden u. ſ. f. herbeigerufen worden . Karlsruher Einwohner

hätten nur in geringer Zahl ſich beteiligt — Bürgerwehrmänner
kaum mehr als 40 — „ und dieſe meiſtens in der irrigen Meinung ,
es gelte die Demonſtration der mit Umgehung des Geſetzes ſtand —

rechtlich erfolgten Hinrichtung eines Parlamentsmitgliedes (nicht aber

den Beſtrebungen des Getöteten ) , während mit allen dieſen Trauer⸗

feierlichkeiten augenſcheinlich nichts anderes als republikaniſche Kund⸗

gebungen beabſichtigt waren . Es wäre ein falſcher Schluß , wollte

man alle , welche an dem Zuge teilnahmen , als Anhänger Blum ' s

bezeichnen ; es waren viele entſchieden konſtitutionell Geſinnte darunter ,

denen nur zu ſpät der wahre Zweck der Demonſtration klar wurde “ .

Eine ſo loyale Geſinnung hinderte doch nicht , daß manche Maß —

regeln der Regierung auch in weiteren Kreiſen der Haupt - und

Reſid enzſtadt lebhafter Oppoſition begegneten . Als im Dezember 1848

eine außerordentliche Konſkription angeordnet wurde , welche dadurch

ſich als notwendig erwies , daß infolge eines Beſchluſſes der deutſchen

Nationalverſammlung das Armeekorps auf 2 vom Hundert der Be —

völkerung gebracht und unverzüglich aufgeſtellt und eingeübt werden

mußte , zeigte ſich auch in Karlsruhe nicht unerhebliche Unzufrieden⸗

heit , da viele junge Männer dadurch in ihren Unternehmungen ge⸗

hemmt und für ihre Zukunft benachteiligt zu werden fürchteten . Dazu
kam noch die Laſt , welche durch die Einquartierungskoſten auf die

Gemeinde drückte . Das von Bruchſal nach Karlsruhe verlegte Dragoner⸗

regiment Hinkeldey lag ſeit September in der Karlsruher Reiterkaſerne
und die Gemeinde mußte den Offizieren nebſt ihren Bedienten freies
Quartier ſtellen , was der Stadtkaſſe bis Anfang Dezember eine Aus⸗

gabe von 800 bis 900 fl. verurſachte . Viele Bürger wollten nicht

zugeben , daß es ſich hier um eine geſetzliche Verpflichtung , die bei⸗

vorübergehenden Einquartierungen den Offizieren freie Wohnung zu —

ſprach , handle . Aber die Beſchwerde des Gemeinderates gegen dieſe

Belaſtung war erfolglos geblieben .

Wirtſchaftliche Fragen .

Die im Jahre 1847 ſtattgehabte Teuerung , der Geldmangel ,
der infolge der politiſchen Verhältniſſe eingetreten war und die mit
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dieſem zuſammenhängende Verdienſtloſigkeit veranlaßte im Mai 1848

die Leihhauskommiſſion , in der Erwägung , daß es gerade den

Armeren ſchwerer als den Bemittelten falle , Prolongationszinſen

rechtzeitig einzuzahlen , mithin die Verzugszinſe größtenteils nur auf
der ärmeren Klaſſe laſten , bei den Darleihen von 1 bis 100 fl.

proviſoriſch und zwar zunächſt bis 31 . Dezember 1848 eine Zins —

ermäßigung eintreten zu laſſen , dahin gehend , daß, wer ſeine Pfand —

ſcheine nicht über 6 Monate verfallen laſſe , für die verfallene wie

für die laufende Zeit nur einfache Zinſen zahle und ferner , daß, wer

jetzt ſchon über 6 Monate verfallene Pfandſcheine beſitze , dieſelben
aber innerhalb 2 Monaten prolongieren laſſe , für die verfallene Zeit

ebenfalls keine Verzugszinſen zu entrichten habe.

Zur Wiederbelebung der volkswirtſchaftlichen Thätig —
keit ließ die Regierung im Juni Vertreter der Handelskammern , der

Induſtrie - , Gewerbs - und landwirtſchaftlichen Vereine wählen und

berief ſie , um mit ihnen über Einrichtung von Kreditanſtalten , über

eine Gewerbeverfaſſung mit Gewerberäten , Förderung von Vereinen

für vorzugsweiſe Abnahme deutſcher Erzeugniſſe vor fremden , ſowie

für Ausdehnung des perſönlichen Kredits , endlich über Kredit - , Preis⸗
und Abſatzverhältniſſe der Landwirtſchaft zu beraten . In Karlsruhe
lud am 21 . Juni die Direktion des badiſchen Induſtrievereines ,
welchem die Wahl von 7 Vertretern oblag , ſämtliche Vereinsmitglieder

auf den 3. Juli zu einer Verſammlung in das Lokale der Geſellſchaft

„Eintracht “ ein , insbeſondere auch zur Beſprechung über Errichtung ,
von Kreditanſtalten , wenn nötig , mit Bürgſchaft des Staates für die

auszugebenden Papiere .
Der örtliche Kredit erlitt etwa zur gleichen Zeit einen ſehr

empfindlichen Stoß durch die Gant des Bankhauſes Jakob Kuſel , be—

ſtehend aus den Handelsgeſellſchaftern Friedrich Kuſel , S . M. Kaula

und David Kuſel , welche am 24 . Juni ihre Zahlungsunfähigkeit

erklärten.
Als zu Anfang des Juli durch die Verſammlung der nord —

deutſchen Handwerker und des Gewerbeſtandes in Hamburg die An —

regung auch nach Karlsruhe gelangte , zur Regelung der Gewerbe —

verhältniſſe in Deutſchland einen Handwerker - und Gewerbekongreß
in Frankfurt a . M . am 15 . Juli abzuhalten und dort eine an das

Parlament zu richtende Adreſſe zu beraten , luden mehrere Innungs —



— 213 —

vorſtände zur Beratung darüber , ob auch von den Beteiligten im

Mittelrheinkreiſe dieſer Kongreß zu beſchicken und wer als Vertreter

zu wählen und zu bevollmächtigen ſei , auf den 12 . Juli die Zunft⸗
und Gewerbsinnungen in den Saal des Karlsruher Bürgervereines
ein . Die Verſammlung ſcheint zwar nur ſehr ſchwach beſucht worden

zu ſein , aber dennoch Vertreter aller Amtsbezirke bezeichnet zu haben ,
die in Frankfurt einen aus ihrer Mitte zur Vertretung ihrer Wünſche
im Kongreß wählen ſollten .

Lokalen Notſtänden ſuchte auch in dieſer politiſch erregten

Zeit der Frauenverein abzuhelfen , der vom 1. Auguſt an den Preis der

Suppe in der Suppenanſtalt für die Portion auf 2 Kreuzer herab⸗
ſetzte . Gleichzeitig empfahl er dem Wohlwollen der Einwohnerſchaft
von Karlsruhe ſeinen Vereinsladen , bei deſſen geringem Abſatz die

Quelle gänzlich zu verſiegen drohe , aus welcher ſonſt manche fleißige
Hand ihren Unterhalt ſchöpfte , und im Oktober wurde eine Lotterie

veranſtaltet , zu welcher die Freigebigkeit die Gewinnſte lieferte .

Schwere Sorgen bedrückten die Gemüter der Bürger , welche

durch die politiſchen Ereigniſſe der letzten Monate ihre Nahrungs —
quellen immer ſpärlicher fließen zu ſehen glaubten . Ein im Tagblatt
vom 14 . Auguſt abgedruckter Artikel des „Karlsruher Beobachters “
führte aus , daß die Zukunft noch weitere Ausfälle zu bringen
drohe .

Zwar würden Karlsruhes Bürger , welche die neue Zeit mit einſtimmigem

Jubel begrüßt und dem ganzen Lande vorangehend , keinerlei Opfer geſcheut

hätten , die die Erringung der Freiheit und ihre Erhaltung d. i. die Ordnung

gefordert haben , auch ferner nie einen Fuß breit von dem nachgeben , was bis⸗

her ihre freie Ueberzeugung und Beſtrebung war , um dadurch etwa mehr

materiellen Vorteil zu erlangen oder auch dem Haß der Parteien ſich weniger

auszuſetzen . Aber es ſei von der heiligſten Pflicht der Selbſterhaltung ge⸗

boten , wo möglich Vorteil und Überzeugung zu wahren , ohne eines zu ver⸗

letzen . Karlsruhe verliere durch die gemeinſame äußere Vertretung Deutſch⸗

lands die Geſandtſchaften fremder Staaten , durch die Beſchränkung der inneren

Selbſtändigkeit der einzelnen deutſchen Länder die ſeitherige Wichtigkeit der

landſtändiſchen Kammern und damit ſehr bedeutende materielle Vorteile , durch

die Umgeſtaltung der Militärverhältniſſe einen Teil der Garniſon , durch die

neue Verwaltungsorganiſation die Kreisregierung und einen Teil der Ver⸗

waltungsbeamten ; dazu kämen noch die Nachteile , welche die Beſchränkungen

des fürſtlichen Hofhaltes mit ſich brächten . Nun bedrohe ein neuer großer

Schlag die Stadt . Schon vor mehreren Jahren ſei das Bezirksſtrafgericht

für die Umgebung Karlsruhes nach Durlach verlegt worden , durch den neuer⸗
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dings den Ständen vorgelegten Geſetzentwurf über die bürgerliche Rechtspflege
werde Karlsruhe auch noch das Gericht über die bürgerlichen Prozeſſe — nur

Bagatellſachen bis zu 200 fl . ausgenommen — entzogen .

Zur Beratung der Schritte , welche zur Wahrung der In —

tereſſen Karlsruhes zu thun ſeien , zunächſt zur Beſprechung
und Unterzeichnung einer Adreſſe an das Staatsminiſterium , ließen

„mehrere Bürger “ eine „dringende Einladung an unſere Mitbürger “
auf Montag den 14 . Auguſt abends 5¼ Uhr in den großen Rat⸗

hausſaal ergehen . Die Verſammlung fand zur angegebenen Zeit

ſtatt und ihr Ergebnis war die Wahl einer Kommiſſion zur Ab—⸗

faſſung einer Adreſſe , die im großen Rathausſaale aufgelegt wurde

und zu deren Unterzeichnung am 16 . Auguſt der Gemeinderat die

Einwohner , „denen das Wohl der Stadt Karlsruhe nicht gleichgültig
iſt “, aufforderte . Ihre Ueberreichung fand am 21 . Auguſt ſtatt . Im

Zuſammenhange mit den politiſchen Verhältniſſen ergab ſich auch das

Leerſtehen vieler Mietwohnungen und als deren Folge ein Sinken

der Mietzinſe , deren weiteres Fallen , und damit eine Verminderung
des Wertes der Häuſer befürchtet wurde . Um dieſem Uebelſtande

zu begegnen , wurde die Bildung eines Mietverſicherungsvereines an —

geregt , vermöge deſſen jedem Hauseigentümer der Mietzins geſichert
bleiben ſollte , den er in den letzten Jahren erhalten oder billigerweiſe

anzuſprechen habe. Aus der Mietverſicherungsſumme und dem lau —

fenden Zinsfuße ſollte ſich dann von ſelbſt der Wert der Häuſer

ergeben .

Im September lud ein Hauseigentümer jeden Beteiligten , der

einen guten Gedanken darüber zu haben glaubte , ein , Vorſchläge zu

Satzungen dieſes Vereines , auf einfache Berechnung gegründet , ſchrift —

lich im Comptoir des Tagblattes niederzulegen . Ein zu wählender
Ausſchuß ſolle dieſe in Erwägung ziehen und das Beſte daraus zu —

ſammenſtellen , ein erweiterter Ausſchuß werde ſpäter die vorgeſchlagenen

Satzungen beſprechen , durch Abſtimmung feſtſetzen und zum Beitritt

einladen.
Der Plan wurde beifällig aufgenommen , es wurden in der

That Satzungen entworfen und ein Verein trat in das Leben,

welcher den Namen „ Verein zur Sicherung des Häuſerertrags “ an —

nahm , in einer Verſammlung am 27 . Dezember die proviſoriſchen
Statuten genehmigte und beſchloß , die Liſten zur Einzeichnung von



Beitrittserklärungen bis zum 8. Januar 1849 aufliegen zu laſſen .

Jeder Hausbeſitzer ſollte ſich durch Entrichtung eines geringen Viertel —

jahrbeitrages ( höchſtens 45 Kreuzer von 100 Gulden Mietzins )

den größeren Teil ſeines Hausertrages ſichern und dadurch weiterem

Sinken der Mietpreiſe und des Häuſerwertes vorbeugen . Der

Verein erklärte ſich in ſeiner Generalverſammlung am 4. Februar

1849 für konſtituiert und begann ſeine Wirkſamkeit mit dem

23 . Januar . Die Kaufleute Geiſendörfer und Dolmetſch , Apotheker

Görger und die Kommiſſionäre Roys und Mors nahmen weitere

Beitrittserklärungen entgegen . Aber der Verſuch ſcheint nicht von

Erfolg begleitet geweſen zu ſein , da — wie die „Oberrheiniſche

Zeitung “ ſchrieb — „auch die beſte Verſicherung die Maſſe leerer

Wohnungen , die ſonſt Geſandte und Fremde einnahmen , nicht zu

füllen wußte “.

Auch der Vaterländiſche Verein beſchäftigte ſich mit den wirt⸗

ſchaftlichen Sorgen der Karlsruher Bürgerſchaft . Es wurde die Er⸗

richtung einer Gewerbsleihkaſſe in einer Vereinsſitzung erwogen und

der Gemeindebehörde deren Errichtung empfohlen . Kleine Geſchäfts⸗

leute ſollten gegen mäßigen Zins Vorſchüſſe von 10 bis 200 fl.

zur Fortführung ihres Geſchäftsbetriebes erhalten mit Bedingung

der Rückzahlung in kurzen Terminen und kleinen Beträgen gegen

Sicherheitsſtellung in Bürgſchaft oder in den Gewerbserzeugniſſen , die

in der zu errichtenden Gewerbshalle aufgeſtellt werden ſollten . Den

Gewerbtreibenden , welche häufig überlange auf die Bezahlung ihrer

gelieferten Arbeiten warten mußten , wurde angeraten , ſich darüber

zu vereinigen , zu gewiſſen Terminen ihren Abnehmern ihre Rechnungen

zu überſchicken , ſie, wenn die Zahlung ausbleibe , nach einem gewiſſen

Zeitraum zu erinnern und dann Zahlungsbefehl zu erwirken . End⸗

lich wurde beſchloſſen , den Verſuch zu machen , der Not zur Zeit

unbeſchäftigter Gewerbsleute dadurch abzuhelfen , daß man die Stadt

in 61 Quartiere teile , in jedem Quartiere durch einen Bürger frei⸗

willige Beiträge erheben laſſe und von dem dadurch gewonnenen

Gelde Arbeiten in Beſtellung gebe.
Von einem neuen herben Schlage ſahen ſich die Häuſerbeſitzer

und Gewerbsleute Karlsruhes durch den Entwurf eines neuen

Penſionsgeſetzes bedroht , wozu — wie vorwurfsvoll eine Einſendung

im Tagblatte hervorhebt — „ von einem geborenen jungen Karls⸗
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ruher “ ( nämlich dem Abg. Lamey ) der zweiten Kammer ein Kom⸗

miſſionsbericht erſtattet war . Gegen die Herabſetzung der Penſionen
der Staatsdiener ( wodurch man dem Lande in der jetzigen ſchweren
Zeit Geld erſparen wollte , was aber , wie die „Karlsruher Zeitung “
richtig ausführte , durch eine alle Steuerpflichtigen treffende Steuer —⸗

erhöhung in gerechterer Weiſe geſchehen konnte ) vereinigten ſich nicht
nur Staatsdiener und Penſionäre vom Civil - und Militärſtande zu
einer Petition , welche in der „Eintracht “ zur Unterzeichnung auflag ,
ſondern auch die Hauseigentümer und Gewerbetreibenden erhoben ihre
Stimmen dagegen , da ſie von der Verminderung des Einkommens

der Beamten befürchteten , daß ſie eine Ueberſiedelung vieler Penſionäre
in billigere Landorte und Herſtellung ihrer Kleidungsſtücke auf dem

Lande zur Folge haben würde . Es wurde dazu aufgefordert , die

ſtädtiſchen Behörden zu bitten , bei dem Großherzog gegen dieſe „ un —

heilvolle Maßregel “ vorſtellig zu werden , „ damit nicht die wenig Ge —

treuen mit Haaren zu jener Partei hinüber gezogen werden möchten ,
mit der ſie bisher keine gemeinſchaftliche Sache machen wollten , weil

ſolche rot angeſchrieben ſteht “.
Trotz dem in Karlsruhe ſelbſt ſchon herrſchenden oder für eine

nahe Zukunft gefürchteten Notſtande fand doch immer noch fremde
Not warme Herzen und offene Hände in der Haupt - und Reſidenz —⸗
ſtadt . Zur Unterſtützung der ſchleſiſchen Weber eröffnete , wie ſchon
früher , ſo neuerdings gegen Ende des Oktober , Heinrich Hofmann
eine Niederlage von ſchleſiſcher Leinwand , ſowie Tiſch - und Handtuch —
gebilden , und der Verein zur Unterſtützung der Kranken in bedrängten
Arbeiterfamilien (jetzt Eliſabethenverein ) veröffentlichte im Dezember
den Eingang anſehnlicher Gaben , über deren Verwendung der Vereins⸗

kaſſier , Reviſor Richard , Nachweiſungen zu erteilen ſich bereit erklärte .

Dagegen fand eine von Direktor Scholl berufene Verſammlung wegen

Gründung eines Vereines zur Beförderung der Auswanderer nach
Amerika nur wenig Anklang . Der Einladung folgten nur 5 Per —
ſonen , darunter 2 Fremde , die , der eine aus dem Murgthal , der

andere aus Mannheim , eigens zugereiſt waren .

Die herrſchenden politiſchen Anſchauungen führten auch zu einer

Anderung der Steuergeſetzgebung . Durch Geſetze vom 28 . Juni
1848 wurden die von den Bierbrauern und Wirten zu bezahlende Wein —

und Bierſteuer und die von den Metzgern zu bezahlende Schlachtvieh⸗
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Acciſe in Bauſchſummen verwandelt . Zur Ausführung dieſer Geſetze

hatten die geſamten Gewerbetreibenden Wahlen zu dem Bezirks —
verein vorzunehmen , welchem die Verteilung der dem Bezirke ob⸗

liegenden Geſamtbauſchſummen oblag , und hierzu wurde vom Ge —

meinderat auf den 4. Auguſt Tagfahrt in den großen Rathausſaal
anberaumt . Durch ein Geſetz vom 4. Juli wurde eine Kapitalſteuer

eingeführt , und zur Beurteilung des von den Steuerpflichtigen ge —

machten und von dem Steuerperäquator geſammelten Angaben und

zur Entſcheidung über die in das Kataſter aufzunehmenden Anſätze
wurden durch Geſetz vom 8. Juli Schatzungsräte und als Berufungs —⸗

inſtanz ein Steuerſchwurgericht gebildet . Die Wahl der Schatzungsräte
und ihrer Erſatzmänner wurde vom Gemeinderat auf den 30 . Sep⸗

tember feſtgeſetzt und es erhielten hierzu die Mitglieder des Gemeinde⸗

rates und des engeren Ausſchuſſes , ſowie die Abgeordneten der ſtaats⸗

bürgerlichen Einwohner und der Ausmärker Einladung . Die Schatzungs⸗
räte waren zu wählen aus dem Stande der Grund - und Häuſer⸗

beſitzer , aus dem Gewerbſtande , aus dem Handelsſtande , aus dem

Stande der vorzugsweiſe vom perſönlichen Verdienſt und aus dem

Stande der vorzugsweiſe von Zinſen und Renten Lebenden . Jede

dieſer Kategorien hatte 2 Mitglieder und 2 Erſatzmänner zu wählen .
Die Wahlen fielen durchweg auf ruhige und ordnungsliebende Bürger .
Und ſo machte denn auch die Einführung des neuen Geſetzes nirgend

Schwierigkeiten .

Gemeindewahlen .
Am 14 . November ſollte die Klaſſe der Niederſtbeſteuerten 26

Mitglieder für den großen Bürgerausſchuß wählen . Am 12 . No⸗

vember fand eine öffentliche Vorberatung im Gaſthof zum König
von Preußen ſtatt , und die Namen , auf welche ſich hiebei die meiſten
Stimmen vereinigten , wurden im Tagblatt veröffentlicht . Da aber

bei der Tagfahrt zur Erneuerungswahl des großen Ausſchuſſes die

geſetzliche Zahl der Stimmberechtigten nicht erſchien , wurden am 15 . No⸗

vember alle , welche ihre Stimmzettel nicht abgegeben hatten , zu deren

ſofortiger Abgabe unter Androhung der geſetzlichen Strafe gemahnt ,
was denn auch den gewünſchten Erfolg hatte . Am 27 . November

wählte , nach einer am 25 . vorgenommenen Beſprechung im Darm —⸗

ſtädter Hofe, die zweite und am 11 . Dezember die erſte Wählerklaſſe ,
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